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„Kanonen und Butter sind eine Illusion“
Zur Stärkung der Friedensfrage in den Gewerkschaften 

Während mit dem alten Bundestag astronomische Schulden für Krieg und 
Militarisierung durchgepeitscht wurden, findet die Friedensfrage in den Ta-
rifkämpfen scheinbar kaum einen Platz. Im Saarland ringt der ver.di-Gewerk-
schaftssekretär und ausgebildete Krankenpfleger Michael Quetting mit seinen 
Kolleginnen und Kollegen um den zentralen Zusammenhang zwischen Sozi-
alabbau und Kriegshochrüstung. Im UZ-Interview berichtet das Vorstands-
mitglied im ver.di-Bezirk Region Saar Trier über die zentrale Bedeutung der 
Friedensfrage und die Arbeit mit dem Berliner Appell vor Ort.

UZ: Wie bewerten Sie die aktuelle Ent-
wicklung in den Gewerkschaften, insbe-
sondere mit Blick auf die zunehmende 
Militarisierung?

Michael Quetting: Unsere Antworten 
als Gewerkschaften sind leider nicht 
auf der Höhe der Zeit. Unter der Mi-
litarisierung haben und werden abhän-
gig Beschäftigte und Rentner gelitten 
und leiden. Wir sollen die Zeche bezah-
len. Solange die Regierung an der so-
genannten Zeitenwende festhält, sind 
Investitionen in Aufrüstung und in In-
frastruktur nicht voneinander zu tren-
nen. Kanonen und Butter sind eine Illu-
sion. Es braucht in diesen Auseinander-
setzungen eine Gewerkschaft, die sich 
gegen die Verarmung der Menschen 
stemmt und nicht Kriegsbefürwortern 
um den Hals fällt. Auf diesem Erkennt-
nisstand sind wir leider noch nicht an-
gekommen. Insbesondere bei den Lei-
tungen der Gewerkschaften wird das so 
noch nicht erkannt, sondern höchstens 
zart angedeutet. Aber auch an der Ba-

sis ist diese Erkenntnis unterentwickelt, 
und die Zustimmung zur Aufrüstungs-
politik !ndet leider auch dort einen Wi-
derhall.

UZ: In Ihrem Ortsverein (OV) Saar 
vertreten Sie eine klare Haltung gegen 
Hochrüstung und Sozialabbau – was 
nicht selbstverständlich ist. Wie kam es 
zu dieser Positionierung?

Michael Quetting: Wir haben uns in un-
serem OV sehr ausführlich mit Krieg 
und Frieden, aber auch mit den The-
menfeldern Transformation, Digitali-
sierung, Klimaveränderung, und Da-
seinsvorsorge befasst. So organisierten 
wir eine Veranstaltung mit dem ge-
werkschaftsnahen Politikwissenschaft-
ler Frank Deppe oder mit unserer IG-
Metall-Kollegin Ulrike Ei"er zur „Zei-
tenwende“ und haben uns ausführlich 
mit dem ver.di-Bundeskongress aus-
einandergesetzt. Im Sommer letzten 
Jahres haben wir uns in einem einstim-
migen Beschluss des OV an die Ge-

werkschaftsführung gewandt und diese 
aufgefordert, aktiver für Friedensfähig-
keit statt Kriegstüchtigkeit zu werden. 
Wir brauchen dringend den Schulter-
schluss von Gewerkschaften und Frie-
densbewegung, wir brauchen einen 
Aufschrei und keine Burgfriedenspoli-
tik wie im Ersten Weltkrieg. Schließlich 
sind wir beim Antikriegstag des DGB 
dabei, haben zum Ostermarsch aufge-
rufen und uns auch an anderen Akti-
onen und Demonstrationen der Frie-
densbewegung beteiligt. Auch beim 1. 
Mai oder in den Streikdemos haben wir 
den Zusammenhang zur Friedenspro-
blematik aufgezeigt. Unsere Transpa-
rente „Sozial statt kriegstüchtig“ sind 
recht bekannt und werden von uns 
selbstbewusst bei jeder Gelegenheit 
gezeigt.

UZ: Wie zeigt sich die Militarisierung 
konkret im Saarland?

Michael Quetting: Die Junge Union 
will auf dem Saarlouiser Ford-Gelän-
de „einsatzfähige“ Panzer bauen. Die 
CDU-Landtagsfraktion will einen 
deutlichen Ausbau der Rüstungsin-
dustrie im Land und die saarländische 
Ministerpräsidentin Anke Rehlinger 
(SPD) weist der Rüstungsindustrie 
eine wichtige Rolle zu. Sie sieht gro-
ße Chancen für die Arbeitsplätze, so 
könnten zum Beispiel Fachkräfte aus 

der Automobilindustrie ihre Quali!-
kation künftig beim Ausbau der Ka-
pazitäten der Rüstungsindustrie ein-
bringen. Auch die FDP Saar hat in der 
öffentlich in den Medien geführten 
Auseinandersetzung mit ver.di die an-
gebliche Bedeutung einer starken Ver-
teidigungsindustrie für die Saar unter-
strichen. Aber das ist nicht die Trans-
formation, die wir wollen. Je mehr die 
Krise im Land zunimmt, umso lauter 
werden die Stimmen – auch innerhalb 
der Gewerkschaften –, die auf Rüstung 
setzen. Die Ministerpräsidentin spricht 
von einer „kleinen, aber feinen“ Rüs-
tungsindustrie. Das ist natürlich ein 
schwieriges Feld. Die Kolleginnen und 
Kollegen haben Angst um ihren Ar-
beitsplatz, und da greift man nach je-
dem Strohhalm. Für Juni werden wir 
eine konkrete Veranstaltung zum US-
Militär in der Pfalz veranstalten, um 
uns mit dem Argument auseinander-
zusetzen, dass die Kriegsvorbereitung 
Arbeitsplätze sichere.

UZ: Welche Bedeutung hat der Berli-
ner Appell und die Ablehnung der US-
Mittelstreckenraketen, die ab 2026 in 
Deutschland stationiert werden sollen, 
für Ihre Arbeit?

Michael Quetting: Wir sind der tiefen 
Überzeugung, dass es dringend einer 
breiten Friedensbewegung bedarf. Wir 
müssen der Wahrheit zum Durchbruch 
und der Politik der Gemeinsamen Si-
cherheit zum Sieg verhelfen. Dafür ist 
der Berliner Appell ein einfaches und 
sehr wirkungsvolles Werkzeug. Wir ha-
ben in unserer Gewerkschaftsgruppe 
alle unterschrieben und als Vorstand 
den Appell unterstützt. Wir sagen da-
mit Nein zur Aufstellung 
neuer US-Mittelstre-
ckenwaffen in Deutsch-
land, denn diese steigern 
die Spannungen und sind 
für uns in der Nähe zu 
Ramstein eine besonde-
re Gefahr, zum Ziel eines 
Präventivangriffs zu wer-
den. Raketen sind Mag-
nete. Wir bleiben dabei, 
Kon"ikte und Rivalitä-
ten nicht militärisch zu 
lösen, sondern alles zu 
tun, Kriege zu vermeiden 
oder zu beenden. Den Appell kann je-
der Kollege in der Tasche haben, und 
er dient dazu, mit anderen Kollegen 
ins Gespräch zu kommen. Der Zusam-
menhang zwischen Sozialabbau einer-
seits und Aufrüstung andererseits wird 
in der kommenden Zeit immer mehr 
Menschen klar werden, sofern wir das 

bei unseren Kollegen thematisieren. 
Und wie kommt man ins Gespräch 
über diese Frage? Indem man der Kol-
legin den Berliner Appell vorlegt und 
mit ihr zu reden beginnt. Was Besseres 
können wir nicht machen.

UZ: Welche Rolle spielt die Friedensfra-
ge in den Tarifverhandlungen des öffent-
lichen Dienstes?

Michael Quetting: Sie spielt eine Rol-
le, aber darüber wird nicht gesprochen. 
Merz sagt „Whatever it takes“ und 
meint die Aufrüstung. „Was immer es 
braucht“, heißt es aber erst recht nicht 
beim Gehalt. Diese Tarifrunde macht 
deutlich, dass der Wind stärker wird. 
Die Verteilungskämpfe werden schwie-
riger. Und wir sollen verzichten, weil 
sonst angeblich „der Russe“ kommt. 
In dieser Situation ist jeder Cent, den 
wir erkämpfen, ein Cent, den wir dem 
Rüstungswahnsinnigen abnehmen. Je-
der Cent Gehaltserhöhung macht den 
Frieden sicherer. Solche Sätze wie „In 
der Rüstung sind sie !x, für die Kitas 
tun sie nichts“ gewinnen wieder an Ak-
tualität.

UZ: Was muss Ihrer Meinung nach pas-
sieren, damit die Friedensfrage in den 
Gewerkschaften wieder stärker veran-
kert wird?

Michael Quetting: Es gibt eine große 
Übereinstimmung, dass wir die Kraft-
anstrengungen für Soziales und Demo-
kratie dringend vergrößern müssen. 
Das Soziale wird somit zur Chance für 
die Friedensbewegung. Diesen Zu-
sammenhang müssen wir überall be-
tonen, auf jeder Betriebsversammlung, 

auf jeder Demo, überall 
und ständig. Das ist un-
sere besondere Aufgabe, 
gerade jetzt bei der Vor-
bereitung der Ostermär-
sche. Bei uns an der Saar 
wird der ver.di-Bezirks-
geschäftsführer spre-
chen. Das ist ein Fort-
schritt. Die politische 
Situation ist ohne Frage 
schwierig, gelegentlich 
auch deprimierend, und 
unsere Sorgen haben ei-
nen realen Grund. Aber: 

Es gibt auch Chancen und Hoffnun-
gen. Wir haben allen Grund, mutig die 
Aufgaben anzupacken! Zum Beispiel 
am 11. und 12. Juli bei der dritten Ge-
werkschaftskonferenz „Den Frieden 
gewinnen, nicht den Krieg!“ in Salz-
gitter!

 Das Gespräch führte Chris Hüppmeier

Rund 4.000 Menschen haben am vergangenen Samstag in Wiesbaden gegen die Stationierung neuer US-Mittelstrecken-
raketen protestiert, darunter der ver.di-Ortsverein Saar.

Gegen die Mehrheit
Post AG: ver.di-Tarifkommission stimmt Verhandlungsergebnis zu • Von Tim Laumann
54 Prozent der Gewerkschaftsmitglie-
der stimmten gegen das Ergebnis der 
Tarifverhandlungen bei der Post. Eine 
klare Mehrheit. Dennoch beschloss die 
ver.di-Tarifkommission die Annahme. 
Denn zum einen sei der Ausgang der 
Mitgliederbefragung „knapp“ gewe-
sen. Zweitens seien die 46 Prozent, die 
für die Annahme des Tarifangebots 
gestimmt hätten, nicht für einen Streik 
zu gewinnen. Somit sei ein Streik nicht 
durchführbar. Drittens argumentiert 
die ver.di-Verhandlungsführung, dass 
bei einer Urabstimmung 75  Prozent 
der Stimmen notwendig gewesen wä-
ren, um in den unbefristeten Streik zu 
gehen.

Die Empörung unter den Beschäf-
tigten ist groß. Bereits am Montag ex-
plodierten die ver.di- und Post-Chat-
gruppen. Austritte wurden angekün-
digt. Vor allem aber fühlen sich die 
Kolleginnen und Kollegen nicht ernst 
genommen. Zweifel an der demokrati-
schen Strukturiertheit der ver.di wur-
den laut.

Alle drei Argumente für die Zu-
stimmung der Tarifkommission sind 

offensichtlich fehlerhaft. Das be-
trifft die Mitgliederbefragung an 
sich: In vielen Stützpunkten und 
Paketzentren sind die Mitglie-
der nicht oder nur an einem Tag 
befragt worden. Bei rotierenden 
freien Tagen, Abrufkräften und 
dem hohen Krankenstand führte 
das zu einer niedrigen Teilnah-
mequote: Nach internen Quel-
len stimmten nur circa 50 Pro-
zent der ver.di-Mitglieder bei 
der Post bei der Befragung über-
haupt ab. Das sind etwa 50.000 
Beschäftigte.

Auf diese Schwäche wurde be-
reits anlässlich der Befragung zur 
Forderungs!ndung hingewiesen: 
Es gibt mehr und mehr Berei-
che, die nicht erfasst werden und 
also nicht in die Diskussion und 
die Kämpfe einbezogen sind. Aber das 
wird wieder nicht offen kommuniziert. 
Es gibt keinen Aufruf, dies zu ändern 
und die Gewerkschaft zu stärken. Statt-
dessen wird es akzeptiert und als Ent-
schuldigung genutzt, warum der Tarif-
kampf nicht geführt werden kann. Da 

es in zwei Jahren um die Fortschrei-
bung des Ausschlusses betriebsbeding-
ter Kündigungen geht, also um die wei-
teren Auswirkungen der Zerschlagung 
des Post-Konzerns, wird es umso be-
deutender, hier innerhalb der Gewerk-
schaft für klare Verhältnisse zu sorgen.

Zweitens sind viele Kollegen 
empört, dass man ihnen Streik-
bruch zutraut, nur weil sie für die 
Annahme des Angebots gestimmt 
haben. Zumal sie damit der Emp-
fehlung der eigenen Tarifkommis-
sion gefolgt sind, die im Vorfeld 
der Mitgliederbefragung dazu 
aufgerufen hatte, dafür zu stim-
men.

Viele haben das Angebot aber 
auch deshalb angenommen, weil 
sie der Argumentation der Post 
glaubten, es sei kein Geld da. Das 
heißt aber nicht, dass sie sich ge-
gen ihre Kolleginnen und Kol-
legen, gegen ihre Gewerkschaft 
wenden und Streikbruch bege-
hen würden. Im Gegenteil: Die 
Streikbereitschaft ist nur zum Teil 
eine Frage der individuellen Ein-

schätzung, vielmehr ist sie eine Frage 
kollektiv hervorgebrachter Haltungen. 
Die Individualisierung, die ver.di selbst 
in die Tarifverträge hineinschreibt, die 
sie sogar vorantreibt, untergräbt die-
se Kampfkraft. Sich nun bei der Ver-
weigerung des Kampfes darauf zu be-

rufen, empört viele Kolleginnen und 
Kollegen.

Am leichtesten ist die dritte Argu-
mentation zu entkräften. Es war eben 
ganz gezielt eine Mitgliederbefragung 
und keine Urabstimmung, die ver.di 
durchgeführt hat. Denn eine Urabstim-
mung wäre in ihrem Ergebnis bindend 
und deren Durchführung rechtlich 
überprüfbar gewesen (Paragraph 4, 3 – 
5 ver.di Arbeitskampfrichtlinie). Es ist 
leicht zu verstehen, warum die ver.di-
Spitze das nicht wollte.

Mehr und mehr Kolleginnen und 
Kollegen wird bewusst, dass sie nun 
vor der Entscheidung stehen, diesem 
Spielchen entweder kollektiven Wider-
stand von unten entgegenzusetzen oder 
sich vereinzelt und resigniert zurückzu-
ziehen. Das wird in den nächsten Wo-
chen und Monaten – die kommenden 
Kämpfe infolge der Zerschlagung des 
Post-Konzerns vor Augen – eine harte 
Auseinandersetzung, die geführt wer-
den muss. Es ist unsere Aufgabe, der 
Resignation entgegenzuwirken und 
möglichst viele auf den Weg kollekti-
ver Organisation zu führen.
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Es wird keine Streiks bei der Post für ein besseres 
Tarifergebnis geben.
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